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" ?Gemeinsam nach Wegen suchen
WEWELSFLETH.?Es tut mirleid, daß ich den Zeitpunkt verpaßt habe,

an dem die Brokdorfer CDU−Fraktion ihre Erklärung, bezugnehmend auf
meinen Leserbrief, verlesen hat,? erklärte Monica Paulsen aus
Brokdorf, die der Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbean−
gehört.

Sie betonte, daß sie sonst an Ort
und Stelle hätte vieles richtig stellen
können.?Fairerweise wäre es wohl
besser gewesen, hätte mandie Stel−
ien, auf die man sich in der Erklärung
bezieht, wörtlich zitiert.? Dann
nämlich, so Frau Paulsen, hätte man
vermieden, Behauptungen auf−
zustellen, die niemals gefallen seien.

bl. WILSTER. Anläßlich des seltenen Festes der diamantenen Hochzeit

?Es ist von mir nicht behauptet
worden, daß die Mehrheit der Ge−
meinderatsmitglieder den Genehmi−
gungsantrag der NWK nichteinge−
sehen habe. Mir bleibt unverständ−
lich, wie aus ?wenn Gemeinderats−
mitglieder? (wörtlich aus meinem
Leserbrief) plötzlich die ?Mehrheit?
werden kann.

gratulierte Kreispräsidentin Annemarie Degkwitz den Jubelpaaren Anne
und Hinrich Ehlers. Zahlreiche Gäste, Vertreter von Vereinen sowie
Bürgermeister Armin March kamen, um dem Paar Glück und für die
Zukunft alles Gute zu wünschen. Die Rundschau schließt sich dem an.

Langfristige Gesamtplanung für KKW−Standorte
hf. WILSTER. Äußerst kritisch

setzte sich der Wahlkreiskandidat
der FDP d?Alquenanläßlich eines
Gespräches mit dem Ortsvorstand
seiner Partei in Wilster mit den
Angriffen Ministerpräsident Stol−
tenberg an die Adresse des FDP−
Spitzenkandidaten Uwe Ronne−
burger auseinander. Die Behaup−
tung Ronneburgers würde unauf−
richtig sein, wenn er die Standort−
entscheidung für das Atomkraft−
werk ablehne und er würde seine
Äußerung auf den jeweiligen Zu−
hörerkreis abstimmen, sei ein−
fach falsch und trüge nicht zur
Versachlichung des Wahlkampfes
bei. Ronneburger habe den Stand−
punktder Freien Demokraten um−
fassend und eindeutig am 7.2. auf
einer Veranstaltung der Wilstera−
ner FDP klargelegt. Zur Verdeutli−
chung führte d?Alquen folgende
Punkte an:

?Die Ansiedlung der Großindu−
strie darf nicht zu Lasten einer
sauberen Umwelt gehen. Die För−
derung der industriellen Entwick−
lung in Schleswig−Holstein muß
grundsätzlich mit den verschärf−
ten Anforderungen des Umwelt−
schutzes so in Einklang gebracht
werden, daß beide Ziele gleichran−
gig erfüllt werden. Das landespla−
nerische Konzept, die Ansiedlung
von Großindustrie im Land in
Schwerpunkten wie z.B, im Raum
Brunsbüttel zu konzentrieren,
wird von uns grundsätzlich be−
jaht, jedoch ist die zu starke Kon−
zentrierung der Landesmittel auf
Jahre hinaus im Unterelbe−Raum
nicht gerechtfertigt. Die Anzahl
solcher Schwerpunkt ist zu be−
schränken, ihre räumliche Aus−
dehnung zu begrenzen. Auf jeden
Fall muß verhindert werden, daß
mehrere Schwerpunkte zu einem
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Ballungszentrum zusammenwach−
sen. Das bedeutet z.B.: Im Bereich
zwischen dem Hamburger Um−
land und dem Raum Brunsbüttel
dürfen keine weiter die Umwelt
belastende Industriebetriebe an−
gesiedelt werden. Planungen von
Industrieansiedlungen sind mit
den Nachbarländern − unter Ein−
schaltung der zuständigen parla−
mentarischen Gremien − so abzu−
stimmen, daß umweltpolitische
Gesichtspunkte besser _berück−
sichtigt werden. Das gilt beson−
ders für die Unterelberegion, in
der durch unkoordinierte Indu−
strieansiedlung in allen drei An−
liegerländern das ökologische
Gleichgewicht besonders bedroht
undteilweise bereits erheblich ge−
stört ist. Für die Unterelbeist ein
gemeinsamer Abwasserlastplan
als Grundlage für alle wasser−
rechtlichen Genehmigungen zur
Einleitung von industriellen und
kommunalen Abwässern zu er−
stellen.

Forschungs− und Entwicklungs−
vorhaben zur umweltfreundlichen
Energiegewinnung sind auch vom
Land Schleswig−Holstein zu för−
dern.
Zur Sicherungeiner ausreichen−

den Energie−Versorgung müssen
auch in Schleswig−Holstein weite−
re Kraftwerke gebaut werden. Das
Land soll geeignete Standort auf
der Grundlage einer langfristigen
Gesamtplanung unter Überprü−
fung der Energiebedarfszahlen
ausweisen. Dabei sind die parla−
mentarischen Gremien einzu−
schalten. Bei der Standortwahl
müssen ökologische Gesichts−
punkte mindestens gleichrangig
mit den ökologischen berücksich−
tigt werden. Die Grundlagenunter−
suchungen über die ökologisch

Fernerist von mir nicht behaup−
tet worden, daß allein der Kreis mei−
ner ?Gesinnungsfreunde?zur Infor−
mation ausschlaggebendsei. Ich ha−
be nur mein Bedauern zum Aus−
druck gebracht, daß die Gemeinde−
vertreter so wenig von den angebote−
nen Informationsveranstaltungen
Gebrauch gemacht haben. Im übri−
gen sei bemerkt, daß es nicht nur
ausschließlich die Bürgerinitiative
war, die dazu eingeladen hatte. Der
Erörterungstermin beispielsweise
wurde von der Landesregierungan−
gesetzt.

Auchsollte man in diesem
Zusammenhangnichtvergessen, daß
Mitgliedern der Bürgerinitiative der
Zugang zu CDU−Veranstaltungener−
schwert möglich war, während die
Veranstaltungen der Bürgerinitiati−
ve von jedermann besucht werden
können.?

Erfreulich zu wertensei (hier
zitierte sie wörtlich) ?daß niemand
allein von sich behauptendarf, er
könne sagen, nur seine Entschei−
dung, wie immersie geartet sein
mag, garantiere uns allen im vollen

Umfang undallein eine erstrebende
Zukunft.? Da sie solches nie behaup−
tet habe und die Brokdorfer CDU−
Fraktion für sich dies auch nicht in
Anspruch nehme, wäre es nun an der
Zeit, gemeinsam nach den Wegenei−
ner ?erstrebenden Zukunft? zu su−
chen.

tragbaren Grenzen der Belastung
der Elbe und Ostsee müssen vor−
angetrieben werden.
Die Straffung der Genehmi−

gungsverfahren für energiewirt−
schaftliche Anlagen darf nicht zu
einer Beeinträchtigung umweltpo−
litischer und sicherheitstechni−
scher Anforderungen führen. Die
Mitwirkungsmöglichkeiten der
Öffentlichkeit sind durch frühzei−
tige und vollständige Information
über die Planung zu verbessern.
Wir sind gegen die Ansiedlung

von umweltbelastender Industrie,
einschließlich Kernkraftwerke, in
den von der Landes− und Kreispla−
nung direkt als Naherholungsge−
bieten vorgesehenen Regionen,
z.B. zwischen Kreisgrenze Pinne−
berg und Brunsbüttel.
Wir sind entschieden gegen die

Art und Weise, mit der z.B. die
Gemeinden und der Kreis Stein−
burg durch die Landesplanung
überfahren werden, wenn es um
die Standortfestlegung für Groß−
industrie und Kernkraftwerke
geht.
Wir sind der Auffassung, daß

die letzten Erkenntnisse über die
tatsächlichen Auswirkungen bei
Immissionen und im Bereich Öko−
logie, wie sie z.B, im kürzlich er−
folgten Atom−Hearing deutlich
wurden, aber auch in denaktuel−
len Forschungsergebnissen auftra−
ten, erst vollständig bei Baugeneh−
migungen Berücksichtigung fin−
den müssen, bevor weitere Werke
errichtet werden können.

Bei allen Fragen der Industrie− 4

ansiedlung und Energieerzeugung
|

haben nach unserer Auffassung
nur die Belage des Menschen und
seine auch in Zukunft möglichst
lebenswert−gesunde Umwelt abso−
luten Vorrang?.



Sozialminister Karl Eduard Claus−

sen bei seinem Referat.

Sozialminister Claussen gestern in Wewelsfleth

Kraftwerkstandort Brokdorf noch ungewiß
"Bendeup. WEWELSFLETH. Der CDU−Ortsverband Wewelsfleth führte ge−

stern im Neuen Fährhaus eine Wahlkundgebung durch, zu der Orts−

verbandsvorsitzender Kurt Jochimsen vor zahlreichen Zuhörern den

schleswig−holsteinischen Sozialminister Karl−Eduard Claussen und den

Landtagskandidaten Hans Bumann begrüßen konnte.
Sozialminister Claussen stellte in

einem Kurzreferat die wirtschaft−
liche Entwicklung des Landes

Schleswig−Holstein dar. Nachsei−
nen Worten habedie Politik der
von der CDUgetragenen Landes−

regierung in einer Zeit allgemeiner
wirtschaftlicher Stagnation in

Schleswig−Holstein zu einem er−
freulichen Aufschwung auf dem
industriellen und gewerblichen
Sektor mit einem erheblichen Zu−
wachsan Arbeitsplätzen geführt.

Es sei das Ziel einer zukünftigen
CDU−Landesregierung, durch wei−
teres Wirtschaftswachstum neue

Arbeitsplätze zu schaffen und die
vorhandenen abzusichern. Dazu
bedürfe es der Erschließung neuer

Energiequellen, so daß der Bau
von Kernkraftwerken grundsätz−
lich zu bejahen sei.

Gleichzeitig mit der Planung
und dem Bau solcher Anlagen
müsse dem Schutz der Umwelt
verstärkte Aufmerksamkeit ge−
widmet werden. Die Wahl des
Standorts müsse daher mit großer
Gesissenhaftigkeit vorgenom−
men werden.

Hinsichtlich des Standorts
Brokdorf sei nochkeineabschlie−

? SchwarzerWeo 5 MartinaKack−

Wilster
S

Die Zuhörer verfolgten interessiert den Ausführungen des Sozialmini− ?

sters.

Stellungnahme und Ent−

scheidung seinerseits erfolgt, da
das gesetzliche Prüfungsverfahren
noch nicht abgeschlossensei.

Sozialminister Claussen erhob in
seinen weiteren Ausführungen
gegen die SPD und FDP den Vor−
wurf, sie wollten die persönliche
Freiheit des Einzelnen einschrän−
ken und durch ein Mehran Staat
PLSELZEN:

In der abschließenden kurzen
Diskussion, bei der es fast aus−
schließlich um die Standortwahl
für das geplante Kernkraftwerk
ging, meldeten sich überwiegend
Gegner des Baues zu Wort. Sozial−
minister Claussen verwies bei kon−
kreten Fragen auf die Kompetenz
der Sachverständigen.
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?Woran erweist sich ein
demokratisches Verhalten??

WILSTER. Die Landtagswahlen stehen vor der Tür. Stefan Karkow
von der Bürgerinitiative Umweltschutz hat sich Gedanken um die Art
und Weise des Wahlkampfes der verschiedenen Partien gemacht. Er
stellt seine Meinungunter die Überschrift:
Den Feinden unserer Demokratie eine Ohrfeige ? oder woran ezxweist

sich demokratisches Verhalten?

Mit Plakaten, Annoncen und
Sendungenanalle Haushalte wer−
ben die Parteien um die Gunst von
Wählern. Besonders interessant
sind die vielen Stimmen zum Bei−
spiel einer Bürgerinitiative.
Sogar die NPD, die jahrelang

unter ihrem Vorsitzenden Harry
Lagies mit einer ?Aktion Energie−
sicherung? für den Bau von Atom−
kraftwerken in Schleswig−Hol−
stein Stimmung gemachthat,tritt
jetzt mit Sicherheitsparolen im
Zusammenhang mit den Gefahren
der Kernenergie auf. Die einzige
Sicherheit aber ist kein Atom−
kraftwerk in Brokdorf.
Andere Parteien kämpfen offen−

bar gegen die Ziele der Bürgerini−
tiative. So hat der Bürgermeister
von Borsfleth (CDU) die Bürger−
initiative angezeigt, sie hätte uner−
laubt Plakate gegen ein Atom−
kraftwerk bei Brokdorf geklebt.
Auch der Bürgermeister von Brok−
dorf (CDU) hat mit Anzeige ge−
droht.
Doch die CDU hat nicht nur

nachweislich Plakate an Stöpen,
Elektrohäuschen usw.geklebt, die

ERS

CDU hat den traurigen Ruhm − im
Verein mit der KPD − bei Nacht
und Nebel Plakate gegen das ge−
plante Brokdorfer Atomkraftwerk
überklebt und zerstört zu haben.

Unabhängig vom Wahlkampf
hat sich allein die FDP um eine
ernsthafte Auseinandersetzung
mit dem Problem eines Atom−
kraftwerks bei Brokdorf bemüht.
Die Wähler mögenes ihr danken.

Landjugend
informiert

WILSTER. Die Landjugend−
gruppe Wilster lädt zu einem Re−
ferat ?Sinn des Wahlkampfes??
um 20 Uhr heute im Landhaus
ein.

Kurs Französisch
für Anfängerfiel aus
WILSTER.Die Volkshochschu−

le Wilster teilt mit: Wegen Erkran−

kung der Dozentin mußte der Kurs
am Dienstag ausfallen. Der Wieder−
beginn wird durch die Presse be−
kannt gegeben.
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Der Leser hat das Wort

?

Ob grün, rot oder getupfit ...
Das geplante Kernkraftwerk in

Brokdorf wird sicherlich die bereits
bei uns in Betrieb befindlichen Kern−
kraftwerke nicht nur durchseine Lei−

stung (1290 MW), sondern auch durch
seine äußere Gestaltung die übrigen
Übetirellen;

Denn: Für eine ge−
schmackvolle und unauffällige Anpas−
sung an unsere Marschlandschaft

bürgen der Kreis Steinburg und die
Gemeinde Brokdorf. Schließlich haben
sie hier denn doch ein Wörtchenmit−
zureden! Ein Planerteam, zu dem
auf Grund des vorbehalten en Mit−

.
spracherechts der Kreis Steinburg so−
wie fachkundige Männer aus der Ge−
meinde Brokdorf gehören, bereiste
extra die Kernkraftwerke Biblis und
Esenshamm. Vielleicht wird das Brok−
dorfer Atomkraftwerk dank der emsi−

gen Bemühungen um die äußere Ge−

LS
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stalt einmal der Anziehungspunkt im

Naherholungsgebiet: Für jedermann
weithin sichtbar durch seine freund−

lichen, lebensbejahenden Farben. Das

Kiefernwäldchen lädt den erholungs−
suchenden Großstädter zu einem

Sonntagsrundgangein. Auch der
Brokdorfer Fremdenverkehrsverein
sollte es nicht versäumen,dieses neue,
durch Farben und Aufforderung
getarnte Symbol in seine Werbung
aufzunehmen.Schließlich hat nicht

jeder Erholungsort ein solches Wahr−
zeichen in seiner Plakette!

Ob der Anstrich grün, rot oder ge−
tupft, ob durch Nadel− oder Laubwald

verdeckt, die Gefährlichkeit läßt sich

nicht verdecken und das Atomkraft−
werk bleibt, was es ist: Ein sanfter

Mörder!

Bürgerinitiative Umweltschutz
Der Vorstand
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Der Leser hat das Wort
Keine Spielweise für

radikale Minderheiten!
Regierungen und Behörden,

Parteien und Wirtschaftsverbän−
de bequemensich allmählich da−
zu, einzusehen, daß die Bürgerini−
tiativen gegen umweltbelastende
Industrieansiedlungen keine Spiel−
wiese für radikale Minderheiten
sind.

Es fällt ihnen zwar außeror−
dentlich schwer, denn von ihnen
in Wahlzeiten so oft berufenen
undzitierten ?mündigen Bürger?
gerade in den Bürgerinitiativen
wiederzuerkennen. Aber das ist
schließlich begreiflich, wenn
man bedenkt, daß ihnen dort der

gewohnte Kontakt über den

Fraktionszwang, die gegenseitige
Abhängigkeit und die sogenannte
Solidarität der Kumpaneiverlo−
rengeht.

Damit es nun zu dem ?fairen
Dialog?? kommt, von dem kürz−
lich auch Minister Matthöfer
sprach, muß der mündige Bürger
zunächst politisch, rechtlich
und materiell in den?Stand ge−
setzt werden,als gleichrangiger
Partner zu reagieren.

Dazu unsere Forderungen:

1.) Eine frühe Einbeziehungin
die Planungen, damit Einwän−
de und Bedenken sich mög−

11V 1aua??wurs5ct WEL BULKUUJEN II Nudvuv??.

lichst rechtzeitig artikulieren
können und Argumente für
oder wider ein Projekt nicht
an bereits aufgebauten Fron−
ten abprellen.

2.) Eine verstärkte Rechtskontrol+
le der Verwaltung, indem man
Umweltschutzverbändeneine
Klagebefugnis einräumt. Auch
dadurch könnten Planungsun−
terlagen frühzeitig öffentlich
gemacht werden.

3.) Bürgerinitiativen sollten die
Möglichkeit erhalten, über
einen eigens dazu eingerich−
teten Fonds bei den Genehmi−
gungsbehörden ein Gutachten
in Auftrag zu geben. Dadurch
würde der Verdacht ausgeräumt
daß das Gutachten des Antrag−
stellers auf den Bau des Atom−
meilers ein Gefälligkeitsgutach−
ten sei.

4.) Außerdem müßte der Erörte−
rungstermin vor dem Baueines
Reaktors in seiner Struktur we−

sentlich verändert werden.
Auchdie Untersuchung des
Batelle−Instituts bezeichnet
die bisherigen Erörterungster−
mineals ?funktionslos?, weil
der Bürger daraus den Eindruck
gewinnt, daß seine Einwände
nur formal behandelt und
nicht ernst genommen wörden.
Diese Forderungen stützen

sich im wesentlichen auf die vom

Bundesforschungsministerium in
Auftrag gegebene Studie des Ba−
telle−Instituts. Minister Matth’ifer
findet diesen wissenschaftlichen
Rat so ausgezeichnet, daß er die
Bürgerinitiativen nicht nur an der
Standortplanung, sondern auch
?grundsätzlich? an wirtschafts−
undenergiepolitischen Problemen
beteiligen möchte. Auf denn ans
Werk! Wir sind bereit.

Bürgerinitiative
Umweltschutz Unterelbe
Der Vorstand
E. Sachse
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WILSTER

Brokdorfer

Flächennutzungsplan
genehmigt

BROKDORF/ KIEL. Der geneh−
migte Flächennutzungsplan für
Brokdorf wurde nunmehr von
Amtsvorsteher und Bürgermeister
Eggert Block und Kreisbaudirek−
tor Klaus Fischer aus Kiel abge−
holt. Lediglich geringfügige Aufla−

gen bei den Planzeichnungen wur−
den gemacht, die aber in Kürzeab−

geändert werden, nachdem sie
während der nächsten Gemeinde−

vertretersitzung besprochen wor−
den sind.
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Tribüne anläßlich der

aaavna. 2
Am Donnerstag, dem 5.6.75, um

15.

2
Ihr, nn eeiadeglioder

gemeindefreut s?cu uvun uu
denen Gäste.

Brief an:den Ministerpräsidenten
Die Bürgerinitiative Umwelt−

schutz Unterelbe (BUU) beschäf−

tigte sich mit dem Vorgehen
wäh−

rend einer Sitzung im schleswig−
holsteinischen Landtag. Sie
schrieben daraufhin folgenden
Brief an
aDr. Stoltenberg:

?Die BUU hat am 27.5.75 mit ei−
ner Delegation von 12 Personen an
der Sitzung des schleswig−holstei−
nischen Landtages zur Regierungs−
erklärung teilgenommen. Im

Landtag patrouillierten (deshalb?)
starke Polizeikräfte mit Hunden,
obwohl das Haus nur mit Einlaß−
karten zu betreten war und sich
auf der Tribüne außer uns 3
Schulklassen und Kriminalpolizei

, befanden.°
Als die Bürgerinitiative auf der

Ausfüh−?
rungen unseres Herrn Minister−?
präsidenten, Schleswig−Holstein
brauche Kernenergie, ein 8m lan−

ges Transparent mit der Auf−
schrift: ?Die Elbmarschen wollen

das Atomkraftwerk Brokdorf

− E = Bann

nicht, verkauft ihr uns, geht’s vors
Gericht! Seit Wyhl kein Baube−

ginn vor Gerichtsentscheid
"

ent−,
rollt hatte, wurde sie vem Saal−
ordner darauf aufmerksam ge−
macht, daß dies unzuträglich sei
und hielt sich umgehend an diese

Auflage.
Gleichzeitig stürzten etwa 30

Polizisten mit Bluthundenzur Tri−
büne. Nur durch das besonnene
Auftreten des Saalordners wurden
wir vor Schlimmerem bewahrt.

Es ist zu fragen, ob man auch im
Zukunft Hunde auf Bürger hetzen
will, die in ihrer Verzweiflung,al−
lein gelassen zu werden, unter.

Zurückstellung ihres Berufes −

vornehmlich der Landwirtschaft −

die aus dem entferntesten Teil des
Landes, der Wilstermarsch, sich
auf den Weg in die Landeshaupt−
stadt gemacht haben, um das un−

selige Problem Atomkraftwerk
Brokdorf endlich auch einmal

überregional diskutiert zu sehen.

Stefan Karkow
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Betr.: Offener Brief des
Herrn Stefan Karkow an den
Präsidenten und die Parteien
des Landtages von Schleswig−
Holstein in Ihrer Ausgabe vom
30.5.1975.
Erlauben Sie mir, dazu einige

kritische Anmerkungen zu ma−
chen.

Liest man diesen offenen
Brief an den Präsidenten und
die Parteien des Landtages, so
kann man nur zu der Schluß−
folgerung kommen: Hier wer−
den bewußt Vorkommnisse
entstellt und verzerrt wiederge−
geben.

Zwölf Mitglieder der Bürger−
initiative ?Umweltschutz
Unterelbe? reisen als angeb−
liche Delegation, ich sage dazu

Besuchergruppe, nach Kiel, mit
dem Ziel, die Landtagssitzung
zu stören. Sie wundern sich,
daß der Landtag scharf be−
wacht wird und geben an (des−

°

halb?), daß es ihretwegen ge−
schieht. Daß sämtliche Land−

tage seit den letzten Terroran−

schlägen besonders gut be−
wacht werden, wird verschwie−

gen. Selbstverständlich wissen
die Umweltschützer auchnicht,

Der Leser hat das Wort:
was übrigens jeder einigerma−
ßen informierte Bürger weiß,
daß es aus bestimmten Gün−
den, die hier anzuführen zu viel
Platz in Anspruch nehmen wür−
den, verbotenist, innerhalb der
Bannmeile und im Plenarsaal
zu demonstrieren. Um die ge−
plante Demonstration zu ver−
hindern oder aufzulösen, wird
Polizei eingesetzt. Selbstver−
ständlich.nicht mit gut ausge−
bildeten Polizeihunden, die ih−
ren Herrn aufs Wort gehörchen,
nein, es sind Bluthunde,reißen−
de Bestien, die nur dazu da
sind, auf harmlose Demonstra−
ten gehetzt zu werden.
Wahrlich Herr Stefan Kar−

kow, mit diesem offenen Brief
haben sie der Bürgerinitiative
keinen guten Dienst erwiesen.
Zu offensichtlich ist zu ersehen,
daß hier ein harmloser, von der

Bürgerinitiative _provozierter
Vorfall, bombastisch hochge−
spielt werden soll. So geht es
nun einmal nicht. Es gibt in un−

.serer Demokratie genug andere,

legale Wege, um zu seinem an−

geblichen Recht zu kommen
und seine Meinung kundzutun.

Mit freundlichen Grüßen
Karl Heinz Keuter
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Bürgerinitiative für Umweltschutz Unterelbe noch immeraktiv

In drei Wochen Theaterfahrt mit
Pferd und Wagendurch die Dörfer

bo BROKDORF. Die Bürgerinitiative für Umweltschutz Unterelbe,

speziell für das geplante Atomkraftwerk Brokdorf traf sich, um über
die Antrittsreden der Parteien im schleswig−holsteinischen Landtag, die

sich auch auf Brokdorf bezogen, zu diskutieren.

Die Bürgerinitiative schickte an
alle drei Parteien Briefe mit der
Bitte um Stellungnahmenzufol−
genden Fragen: ?Wird mit dem Bau
des Kernkraftwerkes vor oder
nach der Baugenehmigung begon−
nen?? und ob die Sprecher der
einzelnen Parteien in ihren An−
trittsreden das Problem Brokdorf
aufnehmen könnten.
Zu den Antrittsreden fuhren

zwölf der Initiative Angehörenden
gereist, um mit den Politikern zu
sprechen. Doch in einem Ge−
spräch mit Uwe Ronneburger von
der FDP, Ernst−Wilhelm Stojan
von der SPD, und Regierungsdi−
rektor Schwarze von der CDUer−
gaben sich keine konkreten Ant−
Sn
Ebenfalls blieb die speziell an

Gerhard Stoltenberg gerichtete
Frage, ob die Bürgerinitiative in
Biehl am Rhein ein Vorbild sein
und die Regierung veranlassen
könnte, ebenso zu verfahren, un−
beantwortet. Die dortige Bürger−
initiative erreichte, daß das Bau−
vorhabendes Kernkraftwerkes ge−
stoppt wurde.
Als erster griff Ronneburger das

Problem des Umweltschutzes in
seiner Antrittsrede auf. ?Fast noch

wichtiger erscheinen mit die poli−
tischen Fragen zu sein, die in Zu−

sammenhang mit Umweltfragen
zum Vorschein kommen." Das er−
ste sei die immer häufiger werden−

? de Tatsache, daß Entscheidungen
die ihrer Natur nach zur Disposi−
tion eines Landesparlaments ste−
hen müßten und der Mitwirkung
kommunaler Gremien bedürften,
vor Gericht entschieden würden.
?Der zweite Punkt?, so Ronne−

burger weiter, ?in diesem Zusam−

menhang ist folgender: wenn un−
sere Informationen zutreffen,
dann wird zum Beispiel in Brok−
dorf an einer Straße, die eindeutig
dem geplanten Kernkraftwerk
dient, gearbeitet undes finden Tag
und Nacht Aufspülungen statt für
das geplante Objekt, und dies al−
les, obwohl der Erörterungstermin
im Herbst vergangenenJahres vor−
zeitig abgebrochen wurde und bis
heute eine Baugenehmigung nicht
vorliegt. Wie wollen wir denn vor
unseren Bürgern verantwortungs−
voll handeln, wenn durch solche
Aktivitäten das Bewußtsein von
Rechtsstaatlichkeit und verant−
wortungsvollem Regierungshan−
deln erschüttert wird.? Das es sich
hierbei nicht um ein Einzelbei−

spiel handele, sei wohl klar, weite−
re Beispiele könne man aus ande−
ren Bundesländern ergänzen.
Nun nahm auch Stoltenberg

Stellung zu dem Problem und
meinte, Brokdorf sei in der Tat
zeitlich vorgezogen worden. ?Und
hier ist vor der Grundsatzent−

scheidung nichts so ausführlich
diskutiert worden wie wir es sonst
machen undauch in Zukunft wol−
len.? Der Erörterungstermin in
Wilster sei nicht abgebrochen
worden, sondern er sei trotz un−

würdigen und massiven Stö−

rungen durch auswärtige organi−
sierte Gruppen ordnungsgemäß
abgeschlossen worden. ?Die Maß−
nahmen des Straßenbaus und der
Naherholung, die eingeleitet wur−
den, haben auch in sich einen
Wert.
Die Bürgerinitiative, so teilte

uns Stefan Karkowmit, setze sich
aber noch nicht auf die ?faule?
Haut?. Sobald die Baugenehmi−
gung für das Kernkraftwerk vorlä−
ge, gäbe es eine Klage, die erwir−
ken soll, daß das Bauvorhabenso−
fort gestoppt werde.
Außerdem übten die Mitglieder

der Initiative an einem Theater−
stück, daß sich gegen das Atom−
kraftwerk richte. In etwa drei Wo−
chen werde die ?Schauspieltrup−
pe? dann mit Pferd und Wagen
von Dorf zu Dorf ziehen und ihr
kleines Stück vorführen.
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Treffpunkte
Dienstag,3. Juni

© MTV Wilster 20 bis 22 Uhr
Turnen Männer (Trimmgruppe)
Turnhalle Schulzentrum, 15.30
Uhr bis 17.30 Uhr Volleyball Ju−
gend B (Jungen15 und16 Jahre),
Schulzentrum 19.30 bis 22 Uhr
Tischtennis Damen, Herren III
und Anfänger, Turnhalle bei
der Wolfgang−Ratke−Schule.
® Arbeitsamt Wilster 17 − 19
Uhr Abendsprechstunde, Etats−
rätin−Doos−Straße6.
® Jugend−Rot−Kreuz Wilster
18.30 bis 20 Uhr, Gruppenstun−
de der GruppeII (14 bis 17 Jah−
Te):
® Kinderstube Wilster, 8 bis 12
Uhr, Pastorat, Markt12.
® Kinderstube St. Margarethen
8 bis 12 Uhr, Gemeindesaal.
® Frauenchor Wilster, 20 Uhr

Übungsabend im Gasthof Zur
Linde.
® DLRG Brokdorf, 18 bis 20
Uhr Schwimmausbildung,Frei−
bad Itzehoe.

Wir gratulieren
WILSTER. Martha Elsner feiert

am heutigen Dienstag, 3. Juni, ih−
ren 83. Geburtstag. Die Jubilarin
wohntin der Etatsrat−Michaelsen−
Straße 11. Unsere Zeitung gratu−
liert herzlich.



burg in Allgemeine Urtskrankenkasse
Itzehoe umgeändert.
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Vorerst keine eigene Klagegegen
Bau des Kermnkraftwerkes Brokdorf

DAMMFLETH.Fragen über die +eventuelle Beteiligung der Gemeinde

Dammfleth an einer Klage gegen die Errichtung des geplanten Kernkraft−

werkes in Brokdorf standen im Mittelpunkt der Beratungen während derSit−

zung der Gemeindevertretung Dammfleth, die in der Gaststätte ?Poßfelder
Hof? (Inhaber: Alfred Pech) in Poßfeld stattfand.

An der von Bürgermeister Walter
Mehlert aus Rotenmeergeleiteten

ie Sitzung nahmen alle neun Gemeinde−

ird,rertreter teil. Außerdem war Amts
"Imtmann Noffke vom AmtWil−

ng, stermatsch anwesend,der auch das

?g
it

Protokoll führte... −,
Aufgrundeines Schreibens der

Bürgerinitiative Umweltschutz Unter−

elbe diskutierten die Gemeindever−
treter darüber, ob die Gemeinde
Dammfleth gegen die zu erwartende
Genehmigung zum Bau des Kernkraft−
werkes in Brokdorfselbst Klage er−
heben oder die Bürgerinitiative durch
die Gewährungeines Zuschusses zu
den Prozeßkosten unterstützensoll−
te. Nach eingehender Beratung wur−
de Bürgermeister Mehlert beauftragt,
zunächst die noch offenenrechtli−
chen Fragen, insbesondere hinsicht−
lich der Kosten für die Gemeindebei
einer eigenen Klage, zu klären. Über
das weitere Vorgehensoll dann in
einer weiteren Sitzung entschieden
werden.

Zu Beginn der Sitzung hatte der

Bürgermeister die Haushaltsrech−
nungfür das Jahr 1974 vorgelegt.
Die Solleinnahmen und Sollausga−
ben betragen im Verwaltungshaus−
halt jeweils 354 882,31 Mark und
im Vermögenshaushalt jeweils
56 387,06 Mark. Das Gesamtvolu−
men der Haushaltsrechnungbeläuft
sich somit auf 411 269,37 Mark. In
dieser Summeist der Sollüberschuß
in Höhe von 44 663,72 Mark enthal−
ten. Er ist im wesentlichen darauf
zurückzuführen, daß die Mittel für
den Jammerthaler Weg wegen der

Verzögerung der Ausbauarbeiten
bis zum Jahresende nicht mehr aus

gegeben werden konnten.
Die Haushaltsrechnung war be−

reits am 20. Mai 1975 von dem zu−
ständigen Ausschuß, dem die Ge−
meindevertreter Albert Springer aus
Hochfeld, Hermann Ewers aus Neu−
feld und Karl−Heinz Diercks aus
Rotenmeer angehören, geprüft
worden. Dabei wurden keine Bean−
standungen erhoben. Die Haushalts−
überschreitungen bei verschiedenen
Verrechnungsstellen im Gesamtbe−
trage von 26 161,26 Mark wurden
als notwendig anerkannt. Auf den
entsprechenden Vorschlag des
Ausschusses wurden dem Bürger−
meister, dem Kassenleiter und dem
Kassenaufsichtsbeamten vorbehalt−
los Entlastung erteilt und die Haus

haltsüberschreitungen nachträglich
genehmigt.

Anschließend hatte die Gemeinde−

vertretung sich noch einmal mit der

Vermögensauseinandersetzung des
Schulverbandes Wilstermarsch zu be−
fassen. Sie stimmte dem vom Schul−
verband vorgelegten Vertragsentwurf
einmütig zu. Danach hat die Gemein−
de Dammfleth für die Übernahme der

Wolfgang−Ratke−Schule als Grund−
schule in Wilster einen anteiligen
Ausgleichsbetrag in Höhe von
51 152,28 Mark aufzubringen, der
in vier gleichen Jahresraten ab 1975
zu zahlenist.

Im weiteren Verlauf der Sitzung
wurde beschlossen, bei der ehemali−

gen Hochfelder Schule, die jetzt als
Mietwohngrundstück genutzt wird,

für die Wohnung im Obergeschoß
eine Garage aufzustellen. Der Auf−

trag soll an die Firma Baumannin
Sankt Margarethen vergeben werden.
Die Kosten betragen 1375 Mark.

Die beiden Wohnungenin der
früheren Schule sind inzwischen be−
reits wieder vermietet worden. Die

entsprechenden Verträge wurden
von der Gemeindevertretungerörtert.

Dem landwirtschaftlichen Verein

bewilligte die Gemeindevertretung _.
für die Tierschau anläßlich des

:

100jährigen Jubiläums eine Zuwen−
dung in Höhe von 200 Mark.

Der Antrag eines Landwirts auf
Gewährung eines Zuschusses zum
Ausbau seiner privaten Grundstücks−
einfahrt mußte aus grundsätzlichen
Erwägungen abgelehnt werden. Die

Gemeinde Dammfleth sieht sich aus
finanziellen Gründen nicht in der
Lage, neben den öffentlichen Straßen
und Wegen auch noch Privatwege
auszubauen oder zu unterhalten.

Zum Abschluß der Sitzung teilte

?Bürgermeister Mehlert mit, daß es
nach langen Bemühungen und Ver−

handlungen nun doch gelungensei,
das Straßenbauamt zur Herstellung
eines weiteren Überweges zwischen
der Straße und dem Rad− und Fuß−
weg in Hochfeld bei der Bushalte−
stelle an der Abzweigung nach
Klein Kampen zu bewegen.

Dagegensei die von der Gemein−
de Dammfleth erhobene Forderung
nach einem Rad− und Fußweg entlang
der Kreisstraße 14 in Neufeld und
der Landesstraße 170 in Rotenmeer,
die als Erschließungsstraßen für das
geplante Kernkraftwerk in Brokdorf
ausgebaut werden sollen, sowohl
vom Kreisbauamt als auch vom
Straßenbauamt in Itzehoe abgelehnt
worden.
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Fahrrinne in der Elbe wird ausgehoben

bl. BROKDORF. Zur Zeit gehen auch die Vorbereitungen zum Bau

des Kernkraftwerkes weiter voran. Dieser Sandstrand wurde mit dem

Elbesand aufgeschüttet. Das lange Rohr befördert den Sand an Land.

Außerdem wird gleichzeitig eine Fahrrinne für die Schiffe, die dort an−

legen werden, geschaffen.

Nicht berücksichtigt: Nicht berücksichtigt:

Gewerbegelüinde Erweiterung Klärwerk __
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Boseniuk
Hausmeister der NKW
bl. BROKDORF. Der Gemeinde−

vertreter Werner Boseniuk ist ab
1. Juli als freier Mitarbeiter bei
den Nordwestdeutschen Kraftwer−
ken (NWK) angefangen. Dasteilte

Bürgermeister Block auf der ver−
gangenen Gemeindevertretsrsit−

zung in Brokdorf mit. Boseniuk
obliegt die Hausmeistertätigkeit
der ehemaligen Schule, die Be−
treuung der von der NWK gekauf−
ten Grundstücke, und außerdem
soll er Ansprechpartner sein, um

Anregungen, Wünsche, Bedenken
und Sorgen aus der Bevölkerung
entgegenzunehmen.die er dann an
die entsprechenden Personen der
NWK weiterleiten wird.



Donnerstag, 10. Juli 1975

Günstige Finanzierungsmöglichkeiten
für die Gemeinde Wewelsfleth

bl. WEWELSFLETH. Wie ge−
stern berichtet, tagte die Gemein−

devertretung Wewelsfleth. Haupt−
sächlich ging es in der Sitzung um
die Finanzierung des Neubauge−
biets an der Humsterwettern, über

die Naherholungsmaßnahmen
und den Ausbau der Straße Klein
Wisch.
Durch diese Maßnahmen hat

sich der _Vermögenshaushalt
gegenüber bisher 733 620 Mark um
377600 Mark auf 1111220 Mark
erhöht und somit die Rekordhöhe
erreicht. Es erhöht sich damit
auch der aufzunehmende Dar−

lehnsvertrag, der mit 70 000 Mark

veranschlagt war, auf
175 600 Mark.

Weiter wurde auf der Sitzung
beschlossen, einen inneren Kredit
in Höhe von 95 000 Mark aufzu−
nehmen. In Abstimmung mit der
Kommunalaufsicht soll ein Darle−
hen aus der Alwine−Thießen−Stif−

tung entnommen werden. Diese

Stiftung, die bei\der Verbands−

sparkasse mit einem jährlichen
Prozentsatz von fünf Prozentfest−

gelegt ist, beträgt zur Zeit 95 329,98
Mark. Die Zinsen werden selbst−
verständlich für den Stiftungs−
zweck, Finanzierung der Betreu−

ung alter Leute, verwendet.
Die Gemeinde wird dann ein

zweites Darlehen in Höhe von
55000 Mark von der Verbands−

sparkasse zu günstigen Bedingun−
gen aufnehmen,so daßsich einef−
fektiver Zinssatz für das ins−

gesamt aufzunehmende Darlehen
von etwa6 Prozentergibt. Bei die−
ser günstigen Finanzierungsmög−
lichkeit sahen es die Gemeinde−

vertreter als nicht zweckmäßig an,
die Maßnahmen solange hinaus−
zuschieben, bis auch die rest−
lichen Erschließungsarbeiten im 2.
Bauabschnitt ausgeführt werden
können.
Ferner wurde auf der Gemein−

devertretung beschlossen, eine
zweite Erschließungszahlung zur

Finanzierung des 1. Bauabschnitts

von sämtlichen Grundstücksei−
gentümern des gesamten Bauab−
schnitts zu fordern. Diese 2. Er−

schließungsgebührenvoraus−
zahlung in Höhe von 5DMje Qua−
?dratmeter Grundstücksfläche, die
noch in diesem Jahr fällig wird,
soll einen Betrag von insgesamt
100 000 Mark erbringen. Die end−

gültige Abrechnung des Erschlie−

Bungsbeitrags jedoch kann erst

vorgenommen werden, wenn auch
im 2. Bauabschnitt die Arbeiten

abgeschlossensind.
Soweit zum Punkt Neubauge−

biet. Weiter ging es auf der Tages−
ordnung mit dem Punkt Vermö−

gensauseinandersetzung Schul−
verband Wilstermarsch. Die Ge−

meindevertretung stimmte dem

neuaufgestellten Vertragsentwurf
der Auseinandersetzung zu. Die−
ser Vertrag, der zunächst nur die
Übernahme der Wolfgang−Ratke−
Schule vorsieht, bedeutet für die
Wewelsflether eine Ausgleichs−

zahlung in Höhe von 86 427,35
Mark, die in drei Raten in Höhe
von je 28809 Mark aufzubringen
sind. Laut Vertrag ist die erste

Rate bereits am 1. Juli fällig gewe−
sen, die beiden anderen werden
am 1. April 1976 und am 1. April
1977 gezahlt. Über die Übernahme
der übrigen Schulgebäude, so
auch die der Wewelsflether Schu−

le, soll später entschieden werden.
Zum Tagesordnungspunkt Erd−

gasversorgung beschloß die Ge−

meindevertretung bei der Schles−

wag den Antrag zustellen, sie (die
Schleswag) möge Erkundigungen
über Bedürfnis und Interesse bei
den Wewelsflether Einwohnern
einholen.
Unter dem Punkt Verschiedenes

konnte Bürgermeister Sachse be−
sonders für die Seglerdie freudige
Mitteilung machen, daß nämlich
für sie an der Anlegebrückeeine

Wasserzapfstelle während der
Sommersaison geschaffen worden
ist und außerdem Müllkübel be−
reitstehen, damit der Hafenplatz
saubergehalten werdenkann.
Der Bordstein vor dem Grund−

stück von Hildebrand bis Maiho−
fer in der Deichreihe ist so stark

beschädigt, daß der Bauausschuß
eine Besichtigung vornehmen
wird. Es ist vorgesehen, den Bord−
stein höher undin Betonzu setzen
sowie den Plattenbelag durch Ver−

bundsteinpflaster zu ersetzen.

Weiter wurde den Gemeinde−

vertretern mitgeteilt, daß der Be−
tonlichtmast an der Anlegebrücke
am Hafen so stark beschädigtist,

so daß er gegen einen Metallmast

ausgewechselt werdensoll.
Um einen Antrag der Vebaging

es in der nächsten Mitteilung,
dazu gab der Bürgermeister zur

Kenntnis, daß auf den Antrag be−

züglich der Kühlwasserentnahme
aus der Stör die Gemeinde vor−

sorglich Bedenken anmelden wer−
de. Er forderte die Öffentlichkeit
auf, Einwendungen und Bedenken

vorzubringen. Zur Anmeldung der
Bedenken kamen die Gemeinde−
vertreter erst nach längerer Dis−

kussion. Mit diesen Bedenken
schließt sich Wewelsfleth der Ge−

meindeStördorf, die ebenfalls Be−

denken erhoben hat,an.
Vorletzte Bekanntmachung

unter Punkt Verschiedenes war.

daß die Beschilderung in−Wewels−
fleth ?Schönes Dorf? entfernt wer−
den soll, da diese Schilder unan−
sehnlich geworden sind. Bei pas−
sender Gelegenheit sollen sie da−
her versteigert werden, der Erlös
wird dem Turnhallenfonds zugute
kommen.

Abschließend teilte Bürgermei−
ster Sachse mit, daß Angebotefür
den Bau von zwei Feuerlösch−
brunnen eingeholt worden sind.
Ein Feuerlöschbrunnenn soll von
der Gemeinde gebaut werden. Der
Standort dieses Brunnens muß

noch mit dem Bauausschuß sowie

mit der Feuerwehr abgestimmt
werden. Der zweite Feuerlösch−
brunnen wird im Wochenendge−
biet entstehen. Allerdings liegt das
Einverständnis noch nicht vor.

Die Gemeindehat einen Erschlie−

Bungsvertrag mit Herrn Busch−
mann abgeschlossen, nach dem er
der Kostenträgerist.



Bürgerinitiative erneut gegen
Zersiedlung durch Großbetriebe

Besorgnis über geplantes Atomkraftwerk geäußert

Stade / Wewelsfleth (poe). In einem Schreiben an die Abgeordneten des
niedersächsischen Landtages hat die Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbe jetzt
noch einmal ihre Zielsetzung neu formuliert. Ausgehend von dem Wissen um die

?negativen Auswirkungen des geplanten Atomkraftwerkes bei Brokdorf? (das Tage−
blatt berichtete mehrfach darüber) heißt es unter anderem: Die Arbeit der Bürger−

. initiative soll bewirken, −daßdie Elblandschaft, die?Qualität der Luft sowie des Was−
sers und die Gesundheit der Bevölkerung nicht der Erzeugung zusätzlicher elek−
trischer Energie geopfert werden.

Die in der Bürgerinitiative agierenden
Umweltschützer hatten festgestellt, daß das
Unterelbegebiet immer noch eine weitge−
hend intakte Region mit intensiver land−
wirtschaftlicher Nutzung ist und einen ho−
hen Freizeitwert hat, gleichzeitig jedoch
mit Besorgnis registriert, daß die Immis−
sionsbereiche nicht am Elbufer oder an den
Landesgrenzen ?haltmachen?. Sie würden
vielmehr nach dem heutigen Stand der

Planungen bereits weite Gebiete an der
Elbe erfassen, da Stade−Bützfleth, Droch−
tersen, St. Margarethen−Brunsbüttel und
Otterndorf−Cuxhaven−Neuwerk für künf−
tige Industrieansiedlungen vorgesehen
sind.
Grund genug für die Umweltschützer, die

Freihaltung der verbleibenden Flächen von
Industriebetrieben nachdrücklich zu for−
dern. Die Bürgerinitiative: ?Diese Land−
schaften müssen geschützt werden, um die
starke Zersiedelung durch Großbetriebe,
die Umwandlung hochwertiger landwirt−
schaftlicher Böden und die Zerstörung not−’
wendiger Naherholungsgebiete zu been−

Anzeige

Jedes Buch bei Schaumburg
Stade, Gr. Schmiedestraße 27

den.? Hinzu komme, daß das geplante
Atomkraftwerk bei Brokdorf mehr Strom
erzeugen solle, als heute für den Spitzen−
bedarf Schleswig−Holsteins
wird. Dieser gewaltige Zuwachs kann nach
Ansicht der Bürgerinitiative nur für neue
industrielle Großverbraucher vorgesehen
sein, ?die als Umweltverschmutzer aus dem

Ruhrgebiet und aus Stade−Bützfleth hin−
reichend bekannt sind?.

Beim Betrieb von Atomkraftwerken wür−
den zudem langlebige radioaktive Spalt−
produkte entstehen. Es ließe sich dabei
nicht verhindern, daß ein Teil davon stän−

dig an die Umgebung abgegeben wird und
sich dort anreichert. Bei technischen Pan−
nen oder bei Gewaltanwendung könne so−
mit nicht mit Sicherheit ausgeschlossen
werden, daß ?eine verheerende Menge ra−
dioaktiver Stoffe freigesetzt wird und zur

Katastrophe führt?.
Ein Sprecher der Bürgerinitiative: ??Po−

litisches Ziel darf nicht, den wirtschaftli−
chen Interessen der Energieerzeuger fol−

gend, eine möglichst hohe Steigerung des

Energieverbrauchs sein, sondern der ratio−
nelle Einsatz von Energie, welcher nach−
haltig zur Senkung des Energiebedarfs

führen muß.?
er
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